
122 SPIEGEL GESCHICHTE   5 | 2014

DER WEG IN DIE DIKTATUR



123SPIEGEL GESCHICHTE   5 | 2014

Der Reichstagswahl-
kampf im Sommer
1930 war überschat-
tet von blutiger Ge-
walt. Saalschlachten

und Schießereien allerorten: In
Ernstthal im Erzgebirge stach ein
Kommunist einem Stadtverordne-
ten der Nationalsozialisten ein
Auge aus; in Schwerte an der Ruhr
starb ein KPD-Anhänger durch ei-
nen Stich ins Herz; in Berlin wurde
eine Kommunistin durch Revolver-
schüsse schwer verletzt.

Als die Wahllokale am Abend
des 14. September 1930 schlossen,
gab es nicht nur Menschenleben zu
beklagen. An jenem Tag erschütter-
te ein politisches Beben die Weima-
rer Republik.

Die Reichstagswahl bescherte
der nationalsozialistischen Bewe-
gung einen erdrutschartigen Sieg.
Rund 6,4 Millionen Deutsche wähl-
ten Hitlers radikal antisemitische
NSDAP, die sich den Kampf gegen
das „System“ von Weimar auf ihre
Fahnen geschrieben hatte – 5,6 Mil-
lionen Wähler mehr als zwei Jahre
zuvor. Damit errangen die Nazis
107 Sitze im Reichstag. Auch die re-
publikfeindlichen Kommunisten
verzeichneten Stimmenzuwächse.
Die KPD erlangte mit rund 4,6 Mil-
lionen Wählern insgesamt 77 Par-
lamentssitze.

Andere Parteien, die SPD als
größte Partei Deutschlands, das
„Zentrum“, politisches Sammelbe-
cken der deutschen Katholiken,
und die Deutschnationale Volkspar-
tei (DNVP), verloren.

Sechs Monate zuvor, am 27. März
1930, war das letzte demokratisch

legitimierte Kabinett der Weimarer
Republik unter Reichskanzler Her-
mann Müller (SPD) zurückgetreten.
Die Regierungsparteien der „Gro-
ßen Koalition“, darunter SPD, Zen-
trum, Deutsche Demokratische Par-
tei (DDP) und Deutsche Volkspartei
(DVP), waren an der verschärften
Wirtschaftskrise gescheitert.

Deutschland rutschte in eine
Dauerdepression. Nach dem New
Yorker Börsenkrach am 24. Okto-
ber 1929 begannen US-Banken,
kurzfristige Kredite, die sich auf
insgesamt 15,7 Milliarden Reichs-
mark beliefen, von der deutschen
Wirtschaft zurückzufordern. Ban-
ken brachen zusammen, Firmen
gingen bankrott, Millionen Men-
schen wurden erwerbslos.

Im Januar 1930 suchten 2,8 Mil-
lionen Deutsche nach Arbeit, Ten-
denz steigend. Gleichzeitig klaffte
im Haushalt der Großen Koalition
ein Loch von 1,4 Milliarden Reichs-
mark. Allein die Raten der Repara-
tionszahlungen, die Berlin jährlich
an die Siegermächte des Ersten
Weltkriegs zahlen musste, betru-
gen zwei Milliarden Reichsmark. 

Vergebens hatte die Große Koali-
tion nach einer Lösung für die Wirt-
schaftskrise gesucht, die sich immer
mehr zur Staatskrise ausweitete.
Das Kabinett Müller zerbrach letzt-
lich an der Sanierung der Arbeitslo-
senversicherung, die im Frühjahr
1930 kurz vor dem Zusammenbruch
stand. Die Koalitionäre konnten sich
nicht einigen, ob die Reform durch
eine Erhöhung der Beiträge oder
eine Kürzung der Sozialausgaben fi-
nanziert werden sollte.

Die Weimarer Demokratie ging unter in
sozialer Not, Tumulten und Gewalt. 

Rechte politische Kräfte drängten zu einem
autoritären Staat. 

Todesstunde
der Republik

Von FELIX BOHR
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Sitzung im Reichstag, 
rechts außen die NSDAP-
Abgeordneten im Braun-

hemd, Oktober 1930
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Während das demokratische Deutsch-
land um den Fortbestand des parlamen-
tarischen Systems fürchtete, kam Reichs-
präsident Paul von Hindenburg die Ent-
wicklung nicht ungelegen. Nun konnte
er sein gewünschtes rechtes Kabinett
bilden – ohne die von ihm gehassten So-
zialdemokraten. Gemäß der Weimarer
Verfassung durfte er einen Reichskanz-
ler nach Gutdünken ernennen oder ent-
lassen. Er hatte auch das Recht, Regie-
rungsbeschlüsse per Notverordnung
über das Parlament hinweg in Kraft tre-
ten zu lassen. Die Möglichkeit für den
Ausnahmefall sollte bald zur fatalen Pra-
xis der Politik werden. 

Am 29. März 1930 berief der Reichs-
präsident, den ein intriganter Berater-
kreis aus ostpreußischen Großagrariern
und monarchistischen Militärs umgab,
den Zentrumspolitiker Heinrich Brü-
ning zum neuen Reichskanzler. Dabei
machte Hindenburg keinen Hehl daraus,
dass der demokratisch gewählte Reichs-
tag für ihn kaum noch eine Bedeutung

hatte. Er halte es „nicht für zweckmä-
ßig“, hatte er zu Brüning gesagt, „die
neue Regierung auf der Basis koalitions-
mäßiger Bindungen aufzubauen“.

Der 44-jährige Münsteraner Brüning,
ein nationalkonservativer Katholik, bil-
dete ein Minderheitenkabinett mit Mi-
nistern des Zentrums, der DVP und der
DDP, das sich im Zweifelsfall der Not-
standsverordnung bedienen konnte. 

Wenige Monate später, am 16. Juli
1930, kam es bereits zum Showdown
zwischen Parlament und Regierung.
Brüning hatte dem Reichstag eine rigo-
rose Deckungsvorlage für den Reichs-
haushalt zur Abstimmung vorgelegt, die
unter anderem eine Kürzung der Staats-
ausgaben und unpopuläre Steuererhö-
hungen vorsah. Der Reichstag lehnte die
Vorlage mit 256 zu 193 Stimmen ab.

Brüning ließ seinen Haushaltsentwurf
deshalb kurzerhand als Notverordnung
in Kraft treten. Eine Mehrheit der Reichs-
tagsabgeordneten protestierte und stimm-

te für die Aufhebung der Verordnung, da
wies der Reichspräsident die Auflösung
des Parlaments gemäß Artikel 25 an. Spä-
testens jetzt wurde klar, dass die Regie-
rung Brüning in Wahrheit eine Präsidial-
diktatur von Hindenburgs Gnaden war.

Die Auflösung des Reichstags im Juli
1930 war riskant. Reichskanzler Brüning
musste klar sein, dass die Nazis bei vor-
zeitigen Neuwahlen erheblich zulegen
würden. Schon seit 1929 befand sich die
NSDAP im Aufwärtstrend, in Sachsen
war sie bereits zweitstärkste Partei hin-
ter der SPD.

Nicht nur die Nazis übten mit ihrer
emotionalisierenden Propaganda der
einfachen Antworten auf schwierige Fra-
gen eine hohe Anziehungskraft auf die
Massen aus. Auch die von Josef Stalin
aus Moskau ferngesteuerte KPD, die auf
eine gewaltsame Revolution setzte,
konnte die Katastrophenstimmung in
Deutschland für sich nutzen. 

Rechts- und Linksextremisten hatten
sich seit Ende der Zwanzigerjahre auf A
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den Straßen der
Republik immer
rücksichtsloser be-
kämpft. Im „Blut-
mai“ im Jahr 1929
starben bei Stra-
ßenschlachten in
Berlin über 30 Zi-
vilisten, 194 Men-
schen wurden ver-
letzt und 1228 ver-
haftet.

Während die
Macht der radika-
len Kräfte weiter
wuchs, hatte die
Dauerkrise der Re-
publik dazu ge-
führt, dass es auch
im gemäßigten Bür-
gertum kaum noch
überzeugte Anhän-
ger des parlamen -
tarischen Systems
gab. Etliche waren
der Ansicht, dass
die wirtschaftliche
Not nur durch eine
Beseitigung der
„angeblich ‚undeut-
schen‘ Demokra-
tie, der Staatsform
der Sieger des Ers-
ten Weltkrieges“,
so Historiker Hein-
rich August Wink-
ler, zu lindern sei.

Die Parteien der bürgerlichen Mitte
vollzogen einen Rechtsruck – und wand-
ten sich immer mehr vom Parlamenta-
rismus ab.

Nachdem der rechtskonservative
Pressemogul Alfred Hugenberg 1928
zum Vorsitzenden der DNVP gewählt
worden war, bekämpfte die Partei mit
großem Mediengetöse das parlamenta-
rische System und kooperierte schon
bald intensiv mit den Nazis.

Auch das Zentrum, ursprünglich eine
klassische Mittelpartei der Weimarer
Republik, schlug Ende der Zwanziger-
jahre einen Rechtskurs ein. Der Trierer
Prälat Ludwig Kaas, seit 1928 neuer Vor-
sitzender der Katholikenpartei, träumte
von einem autoritär-klerikalen Staat mit
Zügen des italienischen Faschismus. Er
wolle den Parlamentarismus „diszipli-
nieren“, offenbarte der ehrgeizige Pries-
ter mit Römerkragen nach seiner Wahl
zum Parteichef. 

Selbst die linksliberale DDP, seit 1919
eine der wichtigsten Stützen des parla-

mentarischen Systems von Weimar, stell-
te nach dem Bruch der Großen Koalition
1930 die Weichen nach rechts. Sie ko-
operierte fortan in einem neuen Partei-
enbündnis mit dem „Jungdeutschen Or-
den“, einem antiparlamentarischen
Frontkämpferbund mit Zehntausenden
Mitgliedern.

Schon Monate vor der verheerenden
Wahl 1930 war somit offensichtlich, dass
für die Demokratie von Weimar schwere
Zeiten angebrochen waren. Doch mit ei-
nem solch verheerenden Ergebnis hatte
kaum jemand gerechnet. Es waren nicht
zuletzt frühere Nichtwähler, die nun in
Massen zu den Wahlurnen gestürmt wa-
ren und die NSDAP gewählt hatten.

Die alte Präsidialregierung verfügte
im neuen Reichstag, in dem die NSDAP
nach der SPD nun die zweitstärkste
Fraktion stellte, über keinerlei Mehrheit.
Das Kabinett Brüning war auf eine To-
lerierung durch Teile der Opposition an-
gewiesen. Der Reichskanzler versuchte
daher, die NSDAP für eine „konstruktive
Opposition“ zu gewinnen – vergebens.

Die SPD erklärte sich hingegen trotz
internen Widerstands bereit, die Regie-
rung Brüning bis auf Weiteres zu tole-
rieren und so für politische Stabilität zu
sorgen. Die führenden Sozialdemokra-

ten wollten vor allem verhindern, dass
die Nazis politische Gestaltungsmacht
bekamen. Andererseits sollte die Regie-
rungskoalition in Preußen, die von SPD
und Zentrum gebildet wurde, als Macht-
faktor der deutschen Politik erhalten
bleiben. Das „Hindenburg-Kabinett“
von Brüning hatte also dank der SPD die
Chance, nicht ausschließlich gegen den
Reichstag zu regieren.

Spätestens nach jener September-
wahl 1930 war die autoritäre Umfor-
mung des Regierungssystems vollzogen:
weg vom Parlament und hin zu einem
autoritären Präsidialregime der Notver-
ordnungen. Die Demokraten im Reichs-
tag fügten sich. Eine Mehrheit habe
nach der Wahl „den Kampf gegen die
verfassungswidrige Diktatur“ eingestellt,
schrieb der Historiker Arthur Rosenberg
1935: „Es war die Todesstunde der Wei-
marer Republik.“

Nun ging es steil bergab, die Suche
nach dem kleineren Übel führte zu im-
mer größerem Unheil. Die erhoffte poli-

tische Stabilität blieb aus; stattdessen
wurde Deutschland halb autoritär und
schlecht geführt. Wegen des verheeren-
den Wahlausgangs zogen ausländische
Kreditgeber mehr Kapital aus Deutsch-
land ab; das Haushaltsdefizit stieg auf
900 Millionen Reichsmark; im Januar
1931 erreichte die Arbeitslosenzahl mit
4,8 Millionen einen neuen Negativrekord.

Kurz darauf verschärfte ein weiterer
Bankenkrach die wirtschaftliche Not.
Reichskanzler Brüning fuhr dennoch ei-
nen strikten Sparkurs, der zur Deflation
führte. Mit erneuten „Notverordnungen
zur Sicherung von Wirtschaft und Fi-
nanzen“ beschloss das Kabinett 1931
mehrere Steuererhöhungen, am Reichs-
tag vorbei.

Weil Löhne und Gehälter gesenkt
wurden, hatten viele Deutsche weniger
Geld, die Nachfrage nach Konsumgü-
tern sank. Die Folge waren Produktions-
rückgänge, weitere Entlassungen, ein
sinkendes Bruttosozialprodukt. Doch
Heinrich Brüning hatte andere Priori-
täten als die Beseitigung von Massen -
arbeitslosigkeit und Wirtschaftskrise:
Er wollte Deutschland endgültig von
 allen Reparationslasten befreien. Der
Reichskanzler benutzte die Krise, um

den Siegermächten vor Augen zu füh-
ren, dass sie durch ihre Forderungen
 einen Zusammenbruch der deutschen
Wirtschaft in Kauf nahmen.

Zur gleichen Zeit nahm die politische
Radikalisierung in Deutschland weiter
zu. Durch die faktische Ausschaltung
des Parlaments verlagerte sich die Poli-
tik zunehmend auf die Straße. Der
Reichstag trat immer seltener zusam-
men: Hatten die Parlamentarier im Jahr
1930 noch 94-mal getagt, so gab es 1932
lediglich 13 Sitzungen. Nur fünf Gesetze
wurden da verabschiedet, zwei Jahre
 zuvor waren es 98.

Täglich kam es nun zu gewaltsamen
Auseinandersetzungen zwischen politi-
schen Gegnern, Massenarbeitslosigkeit
und soziale Not verursachten bürger-
kriegsähnliche Zustände. Als besonders
gefährlich galten die rund 450 000 Mit-
glieder der paramilitärischen Verbände
der NSDAP, die ihre Gegner auf der Lin-
ken mit braunem Terror überzogen. Am
13. April 1932 erließ die Regierung Brü-

Arbeitslose vor
dem Arbeitsamt,

Hannover, 1930 Die bürgerliche Mitte wandte sich
vom Parlamentarismus ab.

DER WEG IN DIE DIKTATUR
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ning eine Notverordnung, mit der sie die
Sturmabteilung (SA) und die Schutzstaf-
fel (SS) der Nazis landesweit verbot.

Drei Tage zuvor war Hindenburg
zum Reichspräsidenten wiedergewählt
worden – in einer Art Volksabstimmung
gegen Adolf Hitler. Selbst die SPD hatte
dazu aufgerufen, lieber den eingefleisch-
ten Monarchisten zu wählen, um einen
Sieg des NSDAP-Führers zu verhindern.

Seine Zustimmung zum Verbot von
SA und SS gab der Reichspräsident je-
doch nur widerwillig. Einer seiner wich-
tigsten Berater, General Kurt von Schlei-
cher, plante bereits seit Längerem, das
Kabinett Brüning zu stürzen und statt-
dessen eine von der NSDAP tolerierte
„Regierung der nationalen Konzentra -
tion“ einzusetzen.

Die Tage Brünings waren gezählt.
Als der Reichskanzler sich im Mai 1932
erdreistete, eine Notverordnung vorzu-
legen, die Zwangsversteigerungen über-
schuldeter Güter im Osten des Reiches
vorsah und damit Hindenburgs groß-
agrarischen Freunden missfiel, wurde
er einbestellt. „Die Regierung erhält,
weil sie zu unpopulär ist, von mir nicht
mehr die Erlaubnis, neue Notverordnun-
gen zu erlassen“, teilte Hindenburg dem
Kanzler am 29. Mai 1932 in barschem
Ton mit. Das Kabinett trat zurück.

Seinen wichtigsten politischen Er-
folg, den völligen Verzicht der Sieger-

mächte auf deutsche Reparationsleis-
tungen im Juli 1932, erlebte Brüning
nicht mehr im Amt. Der Triumph war
teuer erkauft: Seine Regierung hatte die
soziale Not der Bevölkerung ignoriert.
Demonstrierende Arbeiter beschimpf-
ten ihn als „Hungerdiktator“. In der Fol-
ge wandten sich immer mehr Deutsche
von der Demokratie ab – und Brüning
wurde zu einem Wegbereiter der Hit-
lerdiktatur.

Auf seine Regierung folgte am 1. Juni
1932 ein Kabinett mit Reichskanzler
Franz von Papen (Zentrum) an der Spit-
ze. Er versuchte, die NSDAP als Stütze
zu nutzen. Tatsächlich hatte sich Hitler

bereit erklärt, eine nationale Präsidial-
regierung im Parlament zu tolerieren.

Das neue Kabinett setzte Neuwah-
len an, wieder wurde der Reichstag auf-
gelöst. Wenige Wochen später, am 20.
Juli 1932, beging Papen einen offenen
Verfassungsbruch und setzte im soge-
nannten Preußenschlag die von der SPD
geführte preußische Regierung ab.

Der Reichspräsident hatte eine ent-
sprechende Notverordnung erlassen,
nachdem bei blutigen Straßenkämpfen
zwischen SA und Kommunisten im da-
mals zu Preußen zählenden Altona an
der Elbe 18 Menschen erschossen wor-
den waren. Der „Altonaer Blutsonntag“
war nur ein Vorwand. In Wahrheit woll-
te die rechte Regierung ihren politischen
Hauptgegner entscheidend schwächen:
Durch die Absetzung verlor die SPD ihre
letzte Machtbastion im Reich.

Die Reichstagswahl vom Juli 1932 be-
scherte der NSDAP erneut große Stim-
menzuwächse, sie wurde zur stärksten
Fraktion. Hitler forderte nun die Kanzler-
schaft. Doch der Reichspräsident lehnte
ab. Stattdessen ließ er erneut den Reichs-
tag auflösen und setzte Neuwahlen an.

So kam es schon am 6. November zur
nächsten Wahl, nach der die NSDAP zu-
sammen mit der KPD über eine „Sperr-
majorität“ von 50 Prozent verfügte, die
Demokratie war lahmgelegt. Die beiden
staatsfeindlichen Parteien konnten der K
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Reichskanzler Heinrich Brüning, 1931

Jan.
1919

Juni
1920

Mai    Dez.
1924  

Mai
1928

Sept.
1930

Juli   Nov.*
1932

* letzte freie Wahl während 
  der Weimarer Republik

NSDAP

SPD

KPD

DNVP

DVP
DDPUSPD

Zentrum

Sonstige

33,1

20,4

16,9

11,9

8,8
6,0

1,9
1,00,1

40 %

30 %

20 %

10 %

0 %

Reichstagswahlen  Ergebnisse in Prozent



127SPIEGEL GESCHICHTE   5 | 2014

Regierung Papen jederzeit das Misstrau-
en aussprechen oder Notverordnungen
aufheben.

Reichskanzler Papen wollte den
„Staatsnotstand“ verhängen, doch der
einflussreiche Reichswehrminister
Schleicher war dagegen. Kurz darauf
wurde der General selbst zum Reichs-
kanzler ernannt. Aber auch seine Regie-
rung hatte nur eine kurze Lebensdauer,
sie scheiterte mit dem Versuch, die
NSDAP durch Einbindung zu „zähmen“.

Hitler, der die Massen hinter sich sah,
hielt an seinem Regierungsanspruch fest. 

Der Reichstag spielte längst keine Rol-
le mehr, die Demokratie war vollständig
ausgehöhlt. Die wichtigen Entscheidun-
gen fielen in der Residenz des Reichsprä-
sidenten. Hier wurde Adolf Hitler am 30.
Januar 1933 zum Reichskanzler ernannt. 

Das Arrangement schien den rechts-
konservativen Kreisen um Hindenburg
plausibel. Die alten Eliten in Großland-

wirtschaft und Industrie klammerten
sich an ihre Idee eines autoritären Staa-
tes. „Das Kabinett Hitler“, schreibt der
Historiker Eberhard Kolb, sei formal
„ein Präsidialkabinett wie alle seine Vor-
gänger seit 1930“ gewesen. 

Mit anderen Vorzeichen. An die He-
bel autoritärer Macht war nun ein Mann
gelangt, dessen Ziele nicht nur die Zer-
störung der verhassten Demokratie war,
sondern auch die mörderische Unter-
drückung seiner politischen Gegner. n
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In der idyllischen „Wiesenquelle“ saßen zwanzig bis
dreißig Männer und einige Frauen, die zusahen, wie
ein Paar zu der krächzenden Melodie eines ausgelei-

erten Grammofons tanzte. An der Wand hingen Plakate:
„Wenn du Max Schmeling schlagen willst, musst du unser
Gulasch essen — fünfunddreißig Pfennig“, aber niemand
hatte etwas vor sich auf dem Tisch stehen.
„Was für Geschäfte machen die Wirte?“, fragte ich. „Gar
keine“, war die Antwort. „Sie sind nicht viel besser dran
als ihre Kundschaft.“
Der stärkste Eindruck in dieser Nacht in der Berliner Ar-
beitslosen-Unterwelt war für mich die Beobachtung, dass
von insgesamt etwa fünfhundert Gästen in zehn bis zwölf
Gasthäusern höchstens ein Zehntel auch nur ein Glas
Bier vor sich stehen hatte. Wenn der Deutsche zu arm ge-
worden ist, um sich ein Bier zu kaufen, ist er am Verzweif-
lungspunkt angelangt … 

•••

Wenn man vor dem Nachtasyl im Berliner Nor-
den steht und mit den Hungernden auf die Aus-
gabe der Suppenkarten wartet, lernt man in ei-

ner Nacht das Elend in Deutschland kennen; wird man
aber in der nächsten Nacht von mehr als zehn überfüllten
Sektlokalen im Berliner Westen weggeschickt, so wird ei-
nem in verblüffender Weise beigebracht, wie üppig gleich-
zeitig in Deutschland gelebt wird. … 
Nach stundenlangem Herumsuchen und vergeblichen Be-
mühungen, im „Ambassadeurs“, in der „Barbarina“, der
„Cascade“, dem „Kakadu“ und einigen anderen der ein-
hundertneunzehn öffentlichen, von der Polizei offiziell
als „Luxuslokale“ bezeichneten Nachtlokale Berlins un-
terzukommen, schien es wirklich ratsam, sich nach Steh-
plätzen umzusehen …
Es ging lustig zu. Ein Freund von mir, ein Industrieller
aus dem Rheinland, rief mich an, als ich im Begriff war
zu gehen, und fragte mich, was ich täte. „Ich studiere die
wirtschaftliche Lage“, antwortete ich. Er sah sich um, lä-
chelte ironisch und sagte, sein Glas erhebend: „Hier kann

man ausgezeichnet unser Bedürfnis nach Expansions-
möglichkeiten studieren“ …

•••

Ich stellte einem deutschen Kommunisten die Frage:
„Was werdet ihr tun, wenn Hitler die Regierung ergriffen
hat?“ „Wir werden“, antwortete er, „versuchen, die So-

zialdemokraten dafür zu gewinnen, dass sie gemeinsam mit
uns einen Generalstreik ausrufen und Hitler stürzen, so wie
wir 1920 mit dem Generalstreik Kapp gestürzt haben.“
„Aber“, warf ich ein, „Kapp hat die Herrschaft mit Gewalt
an sich gerissen, und damals waren sich die Sozialdemo-
kraten im Klaren darüber, dass sie als Demokraten die
Demokratie zu verteidigen hatten. 1920 erklärte die sozi-
aldemokratische Regierung selbst den Generalstreik. Wer-
den die Sozialdemokraten jetzt mit den Kommunisten ge-
meinsame Sache machen und einen Generalstreik ausru-
fen, wenn Hitler legal zur Macht kommt?“ „Nicht viel
Hoffnung“, gab er zu.
„Ihr habt 6 Millionen kommunistische Wähler. Zur russi-
schen Revolution haben 50 000 Bolschewisten genügt.
Ich weiß, dass die Situation ganz anders ist. Aber warum
können eure 6 Millionen sich nicht mit Gewalt gegen Hit-
ler zur Wehr setzen?“
„Wir haben nicht die Gewehre“, war die wohlüberlegte
Antwort. „Die Sowjetunion ist nicht bereit für eine deut-
sche Revolution. Wir glauben, wenn Hitler an der Macht
ist, wird er das Land so rasch herunterwirtschaften, dass
wir im nächsten Herbst ans Ruder kommen können.“ 
„Aber dann wird Hitler alle Gewehre haben.“ 
„Ja, Hitler wird die Gewehre haben.“
Ich fragte einen Sozialdemokraten: „Was werdet ihr tun,
um Hitler nicht zur Herrschaft kommen zu lassen?“
„Was können wir tun“, gab er zurück, „wenn Hitler die
Mehrheit hat?“
Ich fragte einen Nationalsozialisten: „Was werdet ihr tun,
wenn ihr die Macht in Händen habt?“ Er hätte eine lange
Erörterung des Parteiprogramms beginnen können, aber
er antwortete lediglich: „Festhalten.“

„Zu arm für ein Bier“
Der amerikanische Journalist Hubert Renfor Knickerbocker arbeitete 1932 als Korrespondent 
in Berlin. In seinen Reportagen beschreibt der Pulitzerpreisträger die sozialen 
Gegensätze in der deutschen Hauptstadt am Ende der Weimarer Republik. Auszüge:


